
Die Massen auf
der Straße
Schleswig-Holsteins
Arbeiter imKampf gegen
daspreußische Dreiklas-
senwahlrecht
1906-1910

MatthiasSchartlWohl kaum ein anderer hat treffender und schärfer den Cha-
rakter des preußischen Abgeordnetenhauses beschrieben als
Karl Liebknecht in seiner „Jungfernrede" als Abgeordneter des
„Hohen Hauses" am 23.6.1909, unmittelbar nach Ende seiner
Festungshaft, die ihn daran gehindert hatte, schon früher sein
imHerbst 1908 erobertesLandtagsmandat wahrzunehmen:

„EinParlament, das nicht einmal den Wunsch hat, seine ei-
genenRechte zu erweitern, ein Parlament, das sich wohlfühlt,
jastolz darauf ist, daß es kein Bedürfnis hat, seine Rechte zu
vergrößern, ich glaube, daß kommt außer im preußischen Ab-
geordnetenhaus höchstens noch im deutschen Reichstag vor,
der jaals kastriertesParlament bezeichnet werden kann."'

1. Der Stein des
Anstoßes — das
Dreiklassenwahlrecht
in Preußen

Das preußische Abgeordnetenhaus — in ihm spiegelt sich all
das wider, was denpreußischen Staat in seiner Ungerechtigkeit
und Unmenschlichkeit gegenüber der nach sozialer und politi-
scher Emanzipation strebenden Arbeiterbewegungauszeichne-
te. Schon das Wahlrecht schaltete die Arbeiter weitgehend von
der politischenEinflußnahme imStaate aus.

Die Wahlen zum Abgeordnetenhaus fanden als „Dreiklas-
senwahl" alle fünf Jahre statt. Jeder preußische Staatsbürger,
sofern er Steuern zahlte, konnte sein Wahlrecht ausüben. Doch
sein Stimmrecht war beschränkt. Eingeteilt in drei Klassen,so
daß auf jede Abteilung ein Drittel der Gesamtsumme der
Steuerbeträge fiel. Nach dem altväterlichen Grundsatz, daß
derjenige,der„dieMusikzahlt,auchbestimmt, wasgespielt wird",
erhieltsodieersteAbteilungdreiStimmen,diezweitezweiunddie
drittenaturgemäß nur noch eine Stimme. Zunächst mußten, da
die Wahleineindirekte war, die,,Urwähler"ihre Wahlmänner be-
stimmen, diedanndeneigentlichenMandatsträger auswählten.

Das heißt nichts anderes, als daß diejenigen, die diemeisten
Steuern zahlten, weitaus mehr Rechte besaßen als diejenigen,
die sich aufgrund ihres nur mäßigen Verdienstes in der dritten
Klasse befanden. Zum Beispiel hatten bei der Wahl des Jahres
1903 die 238.885 Wähler in der ersten Klasse genausoviel Ge-
wicht wiedie über 800.000 Wähler inder zweitenKlasseund die
über 6 Millionen in der dritten Klasse —

was dazu führte, daß
die Sozialdemokratie aufgrund der ohnehin vorprogrammier-
ten Chancenlosigkeit sich bis zudiesem Jahr gar nicht erst an
den Landtagswahlenbeteiligte underst im Jahre 1907 sieben ei-
geneKandidatendurchbringenkonnte.

Die Wahl war nicht geheim, sondern(bis zum Jahre 1903)öf-
fentlich. Das heißt, jeder,der wählen wollte, mußte im Wahllo-
kal vor dem versammelten Wahlvorstand seines Bezirkes laut
und deutlich denNamen des Wahlmannes angeben, für den er
stimmen wollte. Die öffentlicheKontrolle war stets gewährlei-
stet, und besonders in ländlichen Gebieten traute sich wohl
kaum einmal ein Landarbeiter,in Anwesenheit seines Arbeitge-
bers einem Sozialdemokratendie Stimme zugeben.

Eine weitere Ungerechtigkeit bestand schließlich darin, daß
die ländlichen Gutsbesitzer undLandjunker in der Regel in der
erstenKlasse wählendurften,obwohl siekaum Steuernzahlten.
In ländlichen Gutsbezirken z.B. wurden keine direkten

1 zit. nach Helmut Trotnow, Karl
Liebknecht. Eine politische Biogra-
phie, Köln1980, 5.122
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Gemeindesteuern abverlangt, und auchdie bestehendenForde-
rungenan Grund-oder Gebäudesteuernkonnten für sie nur als
niedrige Abschlagssummen gelten.

Der Einfluß der im allgemeinen konservativen ländlichen
Bevölkerungwurde zudem dadurchgestärkt, daß die Wahlkrei-
se ohne Rücksicht auf die sozialen und wirtschaftlichen Verän-
derungen, die die Industrialisierung mit sich brachte, zuge-
schnitten blieben,in deren Verlauf gerade die Städtehohe Ein-
wohnerzuwächse erzielten.Die Bevölkerungsumverteilungblieb— ähnlich wie bei der Einteilung der Reichstagswahlkreise —
unberücksichtigt. Nicht verwunderlich also, daß gerade das
preußische Abgeordnetenhaus konservativ beherrschtblieb und
somit stets nur Stimmergebnisse im herrschaftsstabilisierenden
Sinne erwartet werden konnten.2

Die Sozialdemokratie nahm den Kampf gegen die vorpro-
grammierte Ungerechtigkeit dieses Klassenwahlsystems auf.
Schon inder Teilnahmean der Wahl wurde ein großartiges Agi-
tationsmittel gesehen. Zum anderen sollte der Wahlrechts-
kampf mit der Mobilisierungder Arbeitermassen aufder Stra-
ße inganz Preußen dieMachtfrage stellen. Der Beschluß dazu
war jedochhalbherzig, denn zahlreiche Sozialdemokraten (wie
RosaLuxemburg, KarlLiebknecht,Franz MehringoderEduard
Bernstein) glaubten angesichts der wahren Machtverhältnisse
nicht,daß der parlamentarische oder auch nur halbwegs legale
Weg zum Sozialismus führen könnte.

Der „revolutionäre Attentismus" der Parteiführung aber
blieb stets virulent, die zaudernden Praktiker, zu denen aus
Schleswig-Holstein u.a. Eduard Adler gehörte, behielten die
Oberhand und sorgten dafür, daß die überall in Preußen statt-
findendenund von ihnen nur schwer zu kontrollierendenMas-
sendemonstrationen zwischen 1906 und 1910 im Sinne eines
friedlichen Vorgehens eingedämmt wurden —

aus Furcht vor
neuen Ausnahmegesetzen, vor der Gegenreaktion der staatli-
chen Ordnungskräfte, vor allem aber aus Furcht vor denunbe-
rechenbaren Massenauf derStraße. 3

2 vgl. hierzu Paul Göhre, Preußischer
Wahlrechtskatechismus.Berlin1908
3 zum Begriffvgl. Dieter Groh, Nega-
tive Integrationund revolutionärerAt-
tentismus. Die deutsche Sozialdemo-
kratie am Vorabend des Ersten Welt-
krieges, Frankfurt 1973, bes. S. 36 ff,
sowie Hans Josef Steinberg, Sozialis-
mus und deutsche Sozialdemokratie.
Zur Ideologie der Partei vor dem 1.
Weltkrieg, Bonn 1967; zur innerpartei-
lichen Diskussion um 1910vgl. die Re-
den und Aufsätze von Rosa Luxem-
burg, Gesammelte Werke, Band2, Ber-
lin 1972 oder von Franz Mehring, Ge-
sammelte Schriften, Band 15, Berlin
1966 oder die oben zitierte Biographie
vonHelmut Trotnow über Karl Lieb-
knecht,bes. S. 112 ff.

2. Roter Mittwoch —
Roter Sonntag:
Ein Vorspiel

In ganz Preußen sollten erstmalig am Sonntag den 21.Januar
1906 große Demonstrationsversammlungen gegen das Drei-
klassenwahlrecht durchgeführt werden. AuchinSchleswig-Hol-
stein, inden großen StädtenAltona, Kiel,Flensburgund Neu-
münster wurde landauf,landab eifrig für diese Versammlungen
agitiert, um dadurch den massenhaften Protest der Arbeiter-
klasse zum Ausdruck zu bringen. Von Seiten der Polizei und
auch von seiten der bürgerlichen Gesellschaft wurde indes so-
fort zu Gegenmaßnahmen gegriffen, um etwaige Demonstra-
tionszüge auf der Straße schon im Entstehen zu verhindern.
Teilweise wurdendie Arbeiter einzelner Betriebe davor gewarnt,
an den Versammlungen teilzunehmen, wie zum Beispiel durch
die staatlicheEisenbahnverwaltung, diemit empfindlichenDis-
ziplinarmaßnahmen drohte.4 Die EreignissediesesTages sollten
überschattet werden von den Straßenunruhen in der Nacht des
17Januar in Hamburg. Ihren Ausganghatten dieKrawalle, die
sich rund um denFischmarkt und insbesondere in der Straße
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„Schoppenstehl" abspielten, im direkten Anschluß an die von
der Hamburger Sozialdemokratie abgehaltenen Protestver-
sammlungen gegen die Verschlechterungen des kommunalen
Wahlrechts inder Hansestadt genommen.5

In Hamburg hatte die Sozialdemokratie erstmals 1901 und
dann 1904 mit großem Erfolg an den Bürgerschaftswahlen teil-
genommen, und die führenden bürgerlichen Kreise der Hanse-
stadt sorgten sich um Ruhe und Ordnung im Stadtparlament.
Vor allemkonnten sie nicht mehr, wie bisher,hinter verschlos-
senen Türen ihre Entscheidungen treffen, sondern unterlagen
vonnunan der Kontrolleder Arbeiterpartei.Daher wurde rela-
tiv schnell daran gegangen, das ohnehin den Großteil der Ar-
beiterbevölkerung ausschließende Wahlrecht nochmals zu ver-
schärfen, um so die unliebsamen sozialdemokratischen Man-
datsträger fernzuhalten.

Nach längeren Verhandlungen im Winter 1905/06 sollte es
darüber am 17. Januar zur Abstimmung im Senat kommen,
und die Sozialdemokratie der Stadt hatte auf diesen Tag hin
zielgerichtet eine Agitation entfacht, die alles bisher Dagewese-
ne in den Schatten stellte. ImEinvernehmen mit der Berliner
Parteileitunghatten dieansonsten eher reformistisch eingestell-
ten Hamburger sogar den Generalstreik beschlossen. Grundla-
ge hierfür bot die Resolution des Jenaer Parteitages im Sep-
tember 1905, in der der Massenstreik als geeignete Waffe gegen
reaktionäreMaßnahmen des Staates, wie z. B.das Dreiklassen-
wahlrecht, bezeichnet wurde. Im November 1905 war sogar ei-
gens August Bebel angereist, um mit den Hamburgern Einzel-
heitenabzustimmen.

Niemand jedoch hatte mit einer derartigen Eskalation, wie
sie sich dann am 17. Januar ereignete, gerechnet, und all die
Aufrufeder Versammlungsredner zur Besonnenheit, all die Be-
schwörungen,daß man eine „disziplinierte Partei" sei, der es
nicht um Aufruhr gehe, die nur effektiv demonstrieren wolle,
fruchteten nichts.

In der Nacht des 16. Januar 1906 wurden in der gesamten
Stadt tausende von Flugblättern verteilt und alle sozialdemo-
kratisch gesinnten Arbeiter aufgefordert, am Nachmittag des
17. Januar machtvoll und geschlossen zu demonstrieren. Sämt-
liche sozialdemokratischen Arbeiter im Hafen und sonstigen
Betrieben beschlossendaraufhin, die Arbeit um 14 Uhr einzu-
stellenund zu den Versammlungen zueilen. Der Massenstreik
war da, unddie Antwort der Arbeitgeber ließ nicht lange auf
sich warten. So beschloß z.B. der Arbeitgeberverband der Ei-
sen- und Metallindustrie umgehend die Aussperrung der sich
an der Arbeitsniederlegung beteiligenden Arbeiter, die bis zum
22. Januar aufrechterhalten wurde.6

Die acht Versammlungen des Nachmittags wurden von an-
nähernd 30.000 Menschen (teilweise wird vonbis zu 50.000 ge-
sprochen)besucht. Im Anschluß an die Kundgebungen jedoch
waren die Massen nicht mehr zu halten. Sie formierten sich
spontan zu Protestdemonstrationenund marschierten in geschlos-
senen Blöckendurch die Stadt in Richtung Rathausmarkt. Hier
hatte indes die Polizei alle notwendigen Vorsichtsmaßnahmen

4 Flensburger Nachrichten Nr.l2.
16.01. 1906
! zum „Schoppenstehlkrawall" vgl.
Richard J. Evans, „Red Wednesday" in
Hamburg. Social Democrats, police
and Lumpenproletariatin the suffrage
disturbances of 17 January 1906, in:
Social History, V01.4 1979, S. 1 ■ 33. Im
Folgenden wird anhand dieses Aufsatzes
nochmals kurz auf die Ereignisse einge-
gangen,vgl.auchLAS301,Nr.2327
11 vgl. Hamburger Nachrichten Nr. 14.
18.01. 1906
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getroffen und das Gelände weiträumig abgesperrt. Ungefähr
500 Polizeibeamte, zu Fuß und zu Pferd, sämtlich mit den zur
Niederschlagung eines erwarteten Aufstandes notwendigen
Waffen bestens ausgerüstet, standenbereit.

In der im Januar früh einsetzendenDunkelheit,gegen 6Uhr
abends, erreichten die ersten Demonstranten, sicherlich emo-
tional stark aufgeputscht durch dieReden in den Versammlun-
gen, durch die Lieder, mit denen sie durch die engen Straßen
der Stadt gezogen waren, teilweise auch schon leicht alkoholi-
siert — denn inden Versammlungen wurde Bier ausgeschenkt,
und auch unterwegs hatte man sich inden zahlreich am Wege
liegenden Budiken und Kneipen reichlich bedienen können —
die Umgebung des Rathausmarktes, wo sie von der Polizei er-
wartet wurden. Schonbald wurden aus der Mengeheraus Fla-
schen,Pflastersteineundanderesgeworfen,und die Polizei,da-
durchnun endgültig provoziert, ging zum Angriff über, umdie
Menge zu zerstreuen. Die Schlacht am Rathausmarkt begann.
Immer mehr Demonstrationszüge trafen ein, die teilweise die
Absperrungen durchbrochen oder aber umgangen hatten. Im-
mer wieder wurden sie zerstreut, sammelten sich an anderen
Punkten, formierten sich wieder, nur um erneut in alle Rich-
tungenauseinander getriebenzu werden.

Am meistenMühe hatte diePolizei dabei noch mit den neu-
gierigen BeobachternamRande der Szenerie, die sichzunächst
auchnur auf ihre Zuschauerrolle beschränkten,später aber mit
in den Strudel der Ereignisse hineingezogen wurden und aktiv
am Aufruhr mitbeteiligt waren. DerFunke sprang über. Die Po-
lizei, diebis ebennoch so ausgesehenhatte, als wäre sie jeder-

Mit Sicherheitsabstand photogra-
phiert

—
eine Demonstration im

Hamburger „Schoppenstehlvierlei".
(Quelle:Museumfür hamburgische
Geschichte)
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zeit „Herr der Lage", sah sich plötzlichauf dem Rückzug. Das
Zurücktreiben der Masse war ihr schließlich nur noch durch
Ziehen der „blanken Waffe" möglich,mit der sie in der Hand
nun verstärkt vorgingund rücksichtslos einhieb. Der Rathaus-
markt war bald „gesäubert", dieUnruhen setztensich indes am
Fischmarkt fort, und insbesondere in der Straße „Schoppen-
stehl" kam es zuden schlimmsten Ausschreitungen,diebis weit
nach Mitternacht andauernsollten.

Die Menschen wehrten sich verbissen und stürmten immer
wieder gegen die Polizisten an, warfen mit Steinen, Flaschen,
Blumentöpfen, teilweise sogar mit Möbelstücken. In einer Pha-
se der Ruhe gegen 22 Uhr wurden in der Straße am Schoppen-
stehl plötzlich Schaufensterscheiben zertrümmert, die Läden
von der aufgebrachten Mengegestürmt und geplündert, Barri-
kaden errichtet, um sich so besser gegen die teilweise zu Pferd
vorrückenden Beamten zu wehren. Gaslaternen waren schon
zuvor durch Steinwürfe zerstörtworden und die ganze Szenerie
inein gespenstisches Dunkel verwandelt. Stundenlang tobte der
Kampf weiter,und erst nach Mitternacht hatte sich die Menge so
weit zerstreut, daß Ruhe und Ordnung wiederhergestellt waren.

Zahlreiche Verletzte blieben auf dem Schlachtfeld zurück,
Demonstranten und Polizisten. U. a. wurden 38 Demonstranten
schwer, 50 weitere leicht verletzt.

Am Tage darauf begann das große Aufräumen. Der Senat er-
ließ einige Anordnungen, um die Situation zu entspannen und
weiterhin unter Kontrolle zu halten. Die Kneipen mußten so
zukünftig bis auf weiteres um 18 Uhr schließen, Volksversamm-
lungen unter freiem Himmel sollten auf keinen Fall geduldet
werden. Das „Schoppenstehlviertel" wurde weiträumig abge-
sperrt, um Neugierige fernzuhalten, und zahlreiche, zumeist
junge Leute, die am Krawall beteiligt gewesen sein sollen bzw.
die man zu erkennen glaubte oder aber die denunziert wurden,
wurden verhaftet.

In den bürgerlichen Zeitungen indes setzte sich die Schlacht
noch eine Zeit lang weiter fort. Sämtliche rechtsstehenden bür-
gerlichen Blätter der Stadt meinten, in diesem Krawall nur ein
Vorspiel zu sehen auf die Verhältnisse, wie sie bei der von der
Sozialdemokratie „gepredigten" Revolution zu erwarten seien.
Alle beschuldigten die SPD, die Hauptveranwortung für die
Eskalation der Ereignisse zu tragen. Hierbei wird indes deut-
lich, daß sowohl bürgerliche Presse wie auch sozialdemokrati-
sche Stimmen bei der Suche nach den Schuldigen gar nicht so
weit voneinander entfernt waren.

In Richtung Partei gemünzt sprach z. B. das Hamburger
Fremdenblatt davon, daß sich viele Schaulustige den „Rum-
mel" auf dem Rathausmarkt hätten ansehen wollen. Hier tra-
fen sie dann zusammen mit dem „Janhagel, den Halbstarken
männlichen und weiblichen Geschlechts",die immer dabei wä-
ren, „wenn etwas los ist", und so war „der Aufruhr perfekt."
Verantwortlich seien, daran gäbe es keinen Zweifel, die von der
Sozialdemokratie veranstalteten Versammlungen, denn hieraus
hätten sich schließlich und endlich die Demonstrationszüge
entwickelt. Resümee: „Taten unserer Arbeiter haben wir gestern
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nichtgesehen, wohl aber Ausschreitungen desMobs; aber auch
hierfür sind die sozialdemokratischen Führer verantwortlich,
denn sie haben durch ihre Reden die weniger vernünftigen
Kreise der Arbeiterschaft mit dem Janhagel zusammenge-
schweißt undso Vorgängeprovoziert, die sie vielleicht nicht ge-
wollt haben,für die sieaberdoch Verantwortung tragen."1

Das sozialdemokratische HamburgerEcho sprach indiesem
Zusammenhang von Provokateuren, teilweise sogar ermuntert
von der Polizei,die dieSituation für sich ausnutzten,bzw. da-
von, daß die Beamten den „Mob" lange Zeit, ohne hiergegen
vorzugehen, im „Schoppenstehl" ungestraft walten ließen.
Auch die zahllosenPolizeispitzel inden Arbeiterkneipen konn-
ten nirgendwoetwa Glorifizierungen der Kämpfe und Ereignis-
se heraushören,dafür aber umso mehr die überaus populären
offiziellen Parteimeinungen über die Rolle des „Lumpenprole-
tariats"oder dieMißbilligung derKlassenjustiz.

Anzumerken sei, daß nur ein einziger organisierter Arbeiter
später auch angeklagt und verurteilt wurde, im übrigen aber
eher von den sozialdemokratischen Blättern so bezeichnetes
„lichtscheuesGesindel" vor den Schrankender Justiz abgeurteilt
wurde.Lumpenproletariat, lichtscheuesGesindel,als dasgaltenall
diejenigen,die abseits der Partei standen— keine klassenbewußten
und streng disziplinierten Arbeiter, wohl aber diejenigen, die als
„Janhagel", „Mob" oder „Pöbel"abseits standen und allem An-
schein immer daraufaus waren,Krawalle undTumulte zu inszenie-
ren oder für die „eigenendunklenGeschäfte"auszunutzen.8

7 ebd. hier zit. nach den Korrespon-
dentenberichten aus den Flensburger
Nachrichten, Nr. 15., 19. 01. 1906
8 Evans,a. a. O. S. 15f.undS. 18 ff
9 vgl. Leo Stern (Hg.), Die Auswir-
kungen der ersten russischen Revolu-
tion von 1905-1907 auf Deutschland,
Berlin 1954-56

Impreußischen Wahlrechtskampfent-
standenes Lied, verbreitet durchFlug-
blätter undZeitungen
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Bedingt durch diese Ereignisse waren Sozialdemokraten und
Arbeiter im Lande stark verunsichert, wie es denn nun weiter-
gehensolle. Dies trugmit dazu bei, daß dieEnergienfür dienur
vier Tage später überall stattfindenden Veranstaltungen gegen
das Dreiklassenwahlrecht teilweise erlahmten. Man war er-
schrocken über die Exzesse, vor allem aber über das brutale
VorgehenderPolizei.

Wenn man das martialische Vorbereitungsszenario derpreu-
ßischen Regierung und der örtlichen Polizeibehörden betrach-
tet, könnteman man sehr schnell denEindruck gewinnen, daß
das Kaiserreich kurz vor einem Bürgerkrieg stand. Mit beige-
tragen zu diesen Ansichten der Regierungsbehördenhatten si-
cherlichdieEreignisse in Rußland. Hier war es 1905/07zu einer
ersten bürgerlichen Revolution gekommen, in deren Folge das
politische System des Zarenreiches eine weitgehendeLiberali-
sierung erfuhr. Das sollte für Deutschland und Preußen unbe-
dingt verhindert werden.9

Nach den Anweisungendes preußischen Innenministers und
späteren Reichskanzlers Bethmann-Hollweg sollte für die er-
wartetenDemonstrationeninPreußen am 21. Januar diePolizei
mit Armeerevolvern bewaffnet werden. Zusätzlich stand Mili-
tärhilfe überall bereit, die kurzfristig abgerufen werden konnte.
Vom 10. Januar 1906 datiert eine Anweisungdes Oberpräsiden-
ten von Willmowski an den Regierungspräsidenten in Schles-
wig, der darauf drängte, daß allen Gesetzesübertretungen in der
Provinz mit „voller Energie" entgegengetreten werden solle.
Ohne Zeitverluste sollten zudem bei Bedarf militärische Hilfen
angefordert werden.

Und Bethmann-Hollweg gab zwei Tage später schriftlich zu
bedenken, daß schon im Vorwege in allen größeren Städten
Preußens Anordnungen getroffen werden sollten, „welche es
ermöglichen, die aus den Versammlungen herausströmende
Menge tunlichst von vornherein zu teilen, und so nach Mög-
lichkeit zu hindern, daß sich die Teilnehmer an den Versamm-
lungen von selber zu einem geschlossenen Zug formieren oder
absichtlich zu einem solchen zusammenschließen können."10

Nach diesem Muster ist dann wahrscheinlich auchin Hamburg
vorgegangen worden, obwohl die Stadt nicht zum preußischen
Staatsgebietzählte.

Nach den Hamburger Ereignissen wollte die Regierung um
jeden Preis eine als möglicheingestufte Eskalation verhindern.
So bat z.B. der schleswig-holsteinischeOberpräsident Innenmi-
nister Bethmann-Hollweg am 19. Januar darum, das Einver-
ständnis für ein Verbot zweier für den 21. Januar in Altona
ordnungsgemäß angemeldeter sozialdemokratischer Veranstal-
tungenzu geben.Es sei„ZuzugdesHamburgerPöbels"undei-
ne Wiederholung der Exzesse in Altona mit Sicherheit anzu-
nehmen, und dies sei mit Rücksicht auf die Sicherheit von
„Hab und Gut"der Bürger Altonaszu verhindern. Andererseits
stehenatürlich genügend Militär bereit,umsofort eingreifen zu
können. Bethmann-Hollweg ließ dem Oberpräsidenten und
dem Altonaer Bürgermeister freieHand.DieVeranstaltungen wur-
denverboten. DieBeschwerdender Partei wurdenvomRegierungs-

v hierzu und zum Folgenden vgl. LAS
301, Nr.2327
111 Flensburger Annoncenblatt Nr. 18,
23. 1. 1906
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Präsidenten zunächst als unbegründet zurückgewiesen. Eine
Klage vor dem Preußischen Oberverwaltungsgericht gab der
Partei jedoch recht. Das Verbot wurde von den Richtern als
Verstoß gegen das Vereinsgesetzbewertet.

Arbeiter und Sozialdemokratie in Schleswig-Holstein aber
wollten sich natürlich das Recht auf ihre Protestversammlun-
gen nicht nehmenlassen. Aber sie verhielten sich vollkommen
ruhigund diszipliniert. Nirgendwo, ob nun inRatzeburg, Tön-
ning,Kiel, Neumünster, Heide, Büsum, Eckernförde, Kopper-
pahl (Kreis Bordesholm), Apenrade, Elmschenhagen, Pinne-
berg,Bad Segeberg oder Flensburg, wo inzahlreichen Saalver-
anstaltungen gegen das Dreiklassenwahlrecht demonstriert
wurde, kam es zu Ausschreitungen. Die Polizei hatte auch be-
stens vorgesorgt. So wurdenz. B. in Flensburg extra Landgen-
darmenbestellt, dieingroßer Zahl inder Gaststätte „Schwarzer
Walfisch" bereitstanden,um einzugreifen."

Auch am 18.März 1906 wurden im ganzen Land wieder Ver-
anstaltungen gegen das Dreiklassenwahlrecht abgehalten,
diesmal am Tage der „Ehrung der Märzgefallenen". In Neu-
münster, Kielund Altona waren tausende von Arbeitern unter-
wegs, in den kleineren Städten der Provinz entsprechend weni-
ger (ca. 50bis 120 pro Versammlung), um die Redner zuhören,
die überall zum Thema: „Diebürgerliche Revolution von 1848/
49unddaspreußische Dreiklassenwahlrecht"sprachen.l 2

11 vgl. Anm. 10
12 vgl. allgemein Gerhard A.Ritter,
Staat, Arbeiterschaft und Arbeiterbe-
wegungin Deutschland. Vom Vormärz
bis zum Ende der Weimarer Republik,
Bonn 1980, bes. S.33ff(-68)
13 vgl. hierzu: Dieter Groh, Negative
Integration...a. a.0.,S. 125 Auch die Un-
ternehmer reagiertenin dieser Phase ver-
schärft mit dem Mittel der Aussperrung,
vgl. Jürgen Kuczynski, Die Geschichte
der Lage der Arbeiter unter dem Kapita-
lismus,Band4, Berlin1967.5. 144

3. Massen unterwegs Menschenmassen auf der Straße! Spontane Demonstrationen
und radikales Aufbegehren für Volksrechteund demokratische
Wahlen in Preußen — und dies alles teilweise geleitet und im
Namen der Sozialdemokratie veranstaltet. Schärfer wohl konn-
ten Parteitheorieund die vonder Straße her erzwungenePraxis
wohl kaum aufeinanderprallen, als in der preußische Wahl-
rechtsbewegung zwischen 1906 und 1910. Schon die bisher ge-
schilderten Ereignisse in Hamburg machen deutlich, welchen
Gefahren sichdie Parteiführung dabei ausgesetztsah: Offizielle
Parteirichtung, die stets darum bemüht war, legal Politik zu
treiben und — wienoch zu zeigen sein wird — nun alles daran
setzte, der Bewegung auf der Straße die radikale Schärfe zu
nehmen. Massenauf der Straße, die sich in der aktuellen Situa-
tion kaum noch bändigen oder gar kontrollierenließen. Dazwi-
schendie säbelschwingendenPolizeioffiziere und Gendarmen.

Politische und soziale Unterdrückung als kollektive Erfah-
rung prägten das Leben der Arbeiter im wilhelminischen
Deutschland. Die Reaktionen der staatlichen Ordnungskräfte
gegen das von tiefem Rechtsbewußtsein geprägte Aufbegehren
gegen diese Mißstände schweißte die Demonstranten nur noch
mehr zusammen. Denn gerade in solchen Repressionsmaß-
nahmen kam die Klassenherrschaft des Staates auf besonders
eindrucksvolle Weise zum Ausdruck.13

Nach1905/1906hattesich die Stimmung inDeutschland we-
sentlich verschärft, und Arbeiter waren immer empfänglicher
dafür geworden, radikaler gegen diepolitischen, ökonomischen
und sozialen Bedrückungen vorzugehen. Reichsweit ist z.B.

Abbildung folgende Seite:
Auch die dänischsprachige Bevölke-
rung in Nordschleswig wurde aufge-
fordert, sich am Kampf gegen das
Dreiklassenwahlrecht zu beteiligen,
wie dieses Flugblatt vom Dezember
1905 beweist. (Quelle: Arbejderbev.
Arkiv ogBibliothek,Kopenhagen)
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eine erhöhteStreikbereitschaft und Streiktätigkeit festzustellen,
die Zahlder Arbeitskämpfe stiegsprunghaft an.14

Wer aber waren die Menschen auf der Straße? Zum einen
klassenbewußte Arbeiter, diszipliniert undruhig. Hinzu gesell-
ten sich andere, die von denbürgerlichen damaligen Zeitgenos-
sen so gerne als „lichtscheues Gesindel" bezeichnet wurden,als
„Janhagel",„Mob", „Pöbel". Lassen wir einmal den Neumün-
steraner Oberbürgermeister zu Worte kommen, der aus dem
Blickwinkel typisch bourgeoisen Denkens, naserümpfend und
verächtlich anläßlich der Ereignisse in seiner Stadt im Januar
1908 feststellte:

„Nichtdie gebildeten Arbeiter seien es gewesen, sondern der
Pöbel, die Radauhelden. Der ehrlich denkende und vorwärts-
schreitende Arbeiter suche auf andere Weise sein Recht zu er-
langen."^5

ipolitit auf ber Strafte-

Dabeikommt es immer wieder zu Tumulten undExzessen,zu
Ausschreitungen und gewaltsamen Auseinandersetzungen mit
der Polizei, die natürlich der Sache, um derentwillen man ur-
sprünglich angetreten war, nicht dienlich waren und somit bür-
gerlichen Zeitgenossenund Kommentatoren immer wieder die
Möglichkeit gaben, das eigentliche Anliegen der Demonstran-
ten inMißkredit zu bringen.

Der Neumünsteraner Bürgermeister weiter:
„Schuldig seien die Hetzer und Redner, die die Massen auf

die Straße gebrachthätten."^6

Unzweifelhaft war damit die Sozialdemokratie gemeint und
wurden ihr stellvertretend für das allgemein vorherrschende
Unvermögender herrschenden Kreise Preußens, die Ursachen
des Aufbegehrens zu sehen, die Schuld in die Schuhe gescho-
ben. So leicht also konnte man es sich machen. Dabei waren
Partei und Parteiführung in Hamburg von den Ereignissen
selbst vollkommen überrascht worden, und man reagierte in
dieser heiklen Situation selbst nahezuunfähig, nur darauf be-
dacht, Ruhe und Ordnung herzustellen und zur Disziplin auf-

M nachSHVZNr.28, 02. 02. 1908" ebd.
16 Flensburger Nachrichten Nr. 17,
21.01. 1906

Fundort:Der Wahre Jacob,31. 3. 1910
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zurufen. Die Parteileitung rief, um neue Konfrontationen zu
vermeiden,sofort dazuauf, die am 21. Januar stattfindenden Ver-
sammlungen friedlich zu halten. Die Flensburger Nachrichten
kommentierten diesen Aufruf,der durchsämtliche sozialdemokra-
tischen Zeitungen verbreitet wurde, mit Genugtuung und stellten
fest: „Man wird an die Aufrichtigkeit dieser Mahnung glauben
dürfen, dasieeinem GebotderpolitischenKlugheitentspricht."^1

Nein — die Sozialdemokratiehatte selbst ihre Müh und Not
mit den ihr „unheimlichen"Massen. Das Dilemma soll kurz
durch drei Äußerungen prominenter Parteiführer beleuchtet
werden:

Auf dem preußischen Parteitag im Dezember 1904 kam es
schon zu einer ersten heftigen Kontroverse über die notwendi-
gen Maßnahmen im Wahlrechtskampf. Zu den Befürwortern
einer Massenstreikstrategie zählte in vorderster Linie auch
EduardBernstein.

„Wer einigermaßen die politische Entwicklung Preußens und
auch Deutschlands in der letzten Zeit verfolgt hat, der wird sa-
gen müssen, daß wir mit Entwicklungen rechnen müssen, wo
schärfereFormen der Agitation, als bisher üblich waren, unum-
gänglich sein werden. ... Aber wer unser Volk und unsere Par-
teigeschichte kennt, der weiß, daß wir noch ungeheuerpolizei-
fromm sind und daß wir zustarken Gebrauch von der unter
Umständen berechtigten Mahnunggemacht haben: ,Laßt Euch
nicht provozieren, die Reaktion will schießen.' Es gibt auch
Verhältnisse, in denen man sagen muß: ,Laßt Euch nicht ver-
blüffen, so schnell schießen die Preußen nicht.'... Und darum
müssen wir Präziseres in Vorschlag bringen, als wir bisher ge-
geben haben und müssen die Überzeugung in den Massen
wachrufen und wach erhalten, daß sie unter Umständen zu
größeren Demonstrationen übergehen müssen, selbst zu Stra-
ßendemonstrationen, insbesondere in den großen Zentren und
vorallenDingenhierinBerlin."n

Seinen schärfsten Widersacher fand Bernstein im Kieler De-
legiertenEduard Adler, der hier stellvertretend die Positiondes
Parteivorstandes vertrat:„Wenn wir auf die Straße steigen, verletzen wir das preußi-
sche Vereinsgesetz und wir müssen daraufgefaßt sein, daß wir
diePolizei zum Eingreifen zwingen. Eingriff der Polizeibedeu-
tet aber, wenn wir imErnst aufdieStraße gegangen sind, Stra-
ßenkampf. Der Straßenkampf bedeutet aber die sogenannte
bewaffneteRevolution. ... Nein, werdasmeint, daß derLandtag
derRevolution wert ist, der irrt sich sehr. Der preußische Land-
tag ist nur einProdukt derpreußischen Verhältnisse, die wollen
wir beseitigen. ... Aber mit Straßenrevolutionen, mit derDro-
hungeiner Revolution, die wir nicht machen wollen und nicht
machenkönnen,vergeuden wireinen TeilunsererKraft,,"19

August Bebel schrieb nach dem ersten eigentlichen Auf-
flammen des preußischen Wahlrechtskampfes im Winter 1907/
08 anVictor Adler:

„DieSituation ist gespannt, und an denentscheidenden Stel-
len besteht dieAbsicht, mit allenMittelngegen uns loszugehen,
sobaldwir eineHandhabedazubieten."1®

17 zit. nach: Als die Deutschen demon-
strieren lernten. Das Kulturmuster
„friedliche Straßendemonstration" im
preußischen Wahlrechtskampf 1908-
-1910, hg. voneiner Projektgruppe des
Ludwig-Uhland-Institut für empiri-
sche Kulturwissenschaft der Universi-
tät Tübingen, Tübingen 1986,S. 7
18 ebd.
ly zit. nach: Helmut Trotnow, Karl
Liebknecht,a.a. 0.,S. 130
20 vgl. Anm. 18
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Doch was tun? Übrig blieb schließlich nur, sich auf den
kleinsten gemeinsamenNenner zu einigen, so wie dies in einer
erneut eingebrachten Resolution auf dem Preußentag 1907 er-
folgte. Diese lautete, in Zukunft eine Taktik der „unbegrenzten
Möglichkeiten"festzulegen, um „alle zu Gebote stehendenund
zweckentsprechenden Mittel einzusetzen."21 Damit war alles,
aber auch nichts gesagt. Statt weiterhin Demonstrationen aktiv
zu fördern, überließ die Parteiführung die Entscheidung zu-
nächst den lokalen Parteiorganisationen, die besonders in
Schleswig-Holstein eifrig von dieser Möglichkeit Gebrauch
machten. Nachdem es dabei im Jahre 1908 weiterhin zu blu-
tigen Auseinandersetzungenmit derPolizeigekommen war, zog
die Parteiführung die Zügel straffer und nahm der Bewegung
zum Jahre 1910 vollendsdie revolutionäreSchärfe.

21 Die Neue Zeit, 25. Jg. 1906/07,
S. 657-660, zit. nach: Franz Mehring,
Gesammelte Schriften,Band 15, Berlin
1966,S. 283-287

4. Wider den
Stachel lockend.
Volksbewegung und
Wahlrechts-
demonstrationen
im Januar 1908

Impreußischen Abgeordnetenhaus sollte am lO.Januar 1908 ein
Antrag des linksliberalen Freisinns verhandelt werden, in dem
dieser wesentliche Zugeständnisse im Wahlverfahren gefordert
hatte (u.a. die Einführung des allgemeinen, gleichenund direk-
ten Wahlrechts). Begleitet wurden diese Anträge schonTage zu-
vor von großen Wahlrechtskundgebungen und Massendemon-
strationenpreußischer Arbeiter unter der Führung ihrer lokalen
Parteiführer.

Mit ihren Anträgen zur Wahlreform schwang sich der Frei-
sinn zumFürsprecher der Interessen der gesamtenpreußischen
Bevölkerung auf (sozialdemokratische Abgeordnete waren im
preußischen Landtag bislang noch nicht vertreten). Dennoch
war diesesmehr Scheinals Sein. Nur eine verschwindend kleine
Gruppe linksliberaler Abgeordneter stand nämlich hinter den
Anträgen, der Rest der Fraktion sagte seine Unterstützung nur
zu, um diepreußische Regierung zu einem Votum zu zwingen.

Franz Mehringnotierteinder „NeuenZeit"
„Aberfreilich ist von diesem Standpunkt aus noch ein weiter

Weg bis zu einem Wahlbündnis mit dem Freisinn, wie es von
einzelnen Parteiblättern befürwortet wird. Ebenso wie die inne-
re Logik dafür spricht, daß der Freisinn diesmal etwas stetiger
als sonstfür sein Programm eintreten wird, so spricht sie nicht
minder dafür, daß er am letzten Ende doch umfallen undsich
mit einer Abschlagzahlung begnügen wird, die den berechtigten
Ansprüchen derArbeiterklasse ins Gesichtschlägt..."

In einem Artikel der Schleswig-Holsteinischen Volkszeitung
hieß es kurz und lapidar:

„Die Rechte und die Regierung ehren den Idealismus des
Freisinns, dieser aber hat auch wieder den gebührenden Re-
spekt vor der Realpolitik der Rechten und der Regierung. Man
plaudert also ein wenigüber die Sacheundgeht dann wieder in
freundschaftlicher Gemeinsamkeit zu den nüchternen Geschäf-
tenüber." 23

Es kam, wie erwartet. Bülow als preußischer Ministerpräsi-
dent lehnte jeglichesEntgegenkommen der Regierungkategorisch
ab, warnte bei dieser Gelegenheit die Sozialdemokratie nochmals
eindrucksvoll vor unüberlegten Handlungen.Doch die Bewegung
gegen das Dreiklassenwahlrecht war nicht mehr zu stoppen.

22 zit. nach: Franz Mehring, Gesam-
melte Schriften, Band 15, Berlin 1966,
S. 283-287
23 SHVZ Nr. 286,8. 12. 1907
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Die lokalenParteiorganisationen, die schon vorher inzahllosen
Versammlungen ihre Anhänger gesammelt hatten, organisier-
ten erneut Protestkundgebungen,z. T.unter freiem Himmel, in
deren Verlauf es auch in Schleswig-Holstein zu scharfen und
bewaffneten Auseinandersetzungenmit denpolizeilichen Ord-
nungskräftenkommen sollte.

Schon im November 1907 fandensich inzahlreichen Städten
der Provinz tausende von Arbeitern zusammen, um ihrenPro-
test gegendieUngerechtigkeitendes preußischen Wahlrechts zu
formulieren, in Apenrade, Eckernförde, Segeberg, Itzehoe,
Elmshorn,Pinneberg,BadOldesloe,Mölln,Lauenburg,Altona
oder Ottensen.24

InKiel fanden zum gleichen Zeitpunkt Ende November zeit-
gleich vier große Versammlungen statt.Hier wieüberall wurden
Protestresolutionen einstimmig verabschiedet, in denen der
Parteivorstand aufgefordert wurde, mit Entschiedenheit den
Wahlrechtskampf voranzutreiben,„...undsolltendie Verhältnis-
se dazu zwingen, zu einer Demonstration aufzurufen, welche
den reaktionären Gewalten in Preußen die wirtschaftliche und
damit die politische Macht des forderndenProletariats in un-
zweideutiger Weise zeigt. Die Versammlungen geloben, einem
solchenRufefreudigstFolgezu leisten."15

Im Januar 1908 war es endlichsoweit. In der Volkszeitunger-
schienen die ersten Aufrufe zu Demonstrationen.26 In Altona
fanden die ersten Kundgebungen (noch im Saale)bereits am 9.
Januar statt. Am Vorabendhatten eifrige Agitatoren überall in
der Stadt Flugblätter verteilt, in den Hausfluren abgelegt, in
denen zur Teilnahme an den Versammlungen aufgefordert
wurde. Diese Arbeit war nicht ungefährlich. So wurdenz. B. in
den frühen Morgenstundendes 9. Januar drei Personen dabei
ertappt, wie sie Plakate inOttensen an die Hauswände kleben
wollten. Die drei wurden verhaftet und sollten nun wegen Ver-
gehensgegen daspreußische Preßgesetz angeklagt werden.27

Die Versammlungen, die überall in der Stadt angekündigt
wurden, fandenregen Zulauf. In Altona, Ottensen, Stellingen,
Langenfeldeund Lokstedt wurden ca. 8.000Menschengezählt.
EswurdenPetitionen verabschiedet undim Anschluß dannden
zuständigen Wahlkreisabgeordneten Mencke und Graf Moltke
zur Kenntnis gebracht. Alles aber verlief in großer Ruhe und
Gelassenheit. Niemand ließ sich provozieren. Die Polizei be-
schränkte sich demzufolgenur aufsBeobachten.

Auch nachdem die Volksrechte am 10. Januar,dem Tag der
Entscheidung im preußischen Abgeordnetenhaus, wieder ein-
mal„mitFüßen getreten worden waren", blieb alles ruhig und
diszipliniert. In den schon erwähnten Städten sprachen Luise
Zietz und Karl Frohme. Auch dieForderungen blieben imgro-
ßen und ganzen friedlich. Nur in Stellingen soll der dortige
Vorsitzende des Zentralwahlvereins für den 6. Reichstagswahl-
kreis, Jacobsen, zu bedenken gegeben haben, daß als letztes
Mittel zur Durchsetzungder eigenen Forderungen auchder Gene-
ralstreik inErwägunggezogenwerdenmüsse. 28

InKiel, Flensburg und weiteren Städten der Provinz kam es
ebenso schon am 9.Januar zu weiteren Protestkundgebungen,

24 Eine Auflistung findet sich in der
SHVZNr.279, 30. 11. 1907; es wurden
ca. 10.000 Menschen insgesamt ge-
zählt.
25 SHVZNr. 281, 3.12. 1907
26 SHVZNr.5,7. 1. 1908
27 zu den Ereignissen in Altona vgl.
LAS 309,Nr. 12535
28 ebd.

Abbildung linke Seite:
Flugblatt zu den ersten Protestver-
sammlungen in AltonaimJanuar 1908
(Quelle:LAS309, Nr. 12535)
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bei denen wiederum annähernd 10.000 Männer undFrauen ge-
zählt wurden.29 Nachdem in Kiel aber anfangs die zusammen-
strömendenMenschen sich überaus friedlich verhalten hatten,
verschärfte sich die Situation bei den Veranstaltungen am
12. Januar urplötzlich.

Zur gleichen Zeit fanden sieben Kundgebungen statt. Die
beiden Versammlungen im Gewerkschaftshaus und im Engli-
schen Garten jedoch wurdengegen 14.45 Uhr plötzlichvertagt.
Die in beiden Versammlungslokalen anwesenden Menschen
strömten nach draußen — nach Ansicht der Polizei war dies
zuvor verabredet worden — und versuchten dort, einen geord-
neten Demonstrationszug zu bilden,der sich alsbald in Bewe-
gung setzte und durch die Straßen in Richtung Schloß zu mar-
schieren begann. Die Polizei, die gut vorbereitet war, drängte
die Demonstranten bald ab, ohne daß es dabei zum Waffen-
oder Schlagstockeinsatz gekommen sein soll. Wie aus dem Po-
lizeibericht verlautet, hatten „Verhaftungen oder Waffenge-
brauch nichtstattgefunden; die Menge verhielt sich ruhig. Um5
Uhr nachmittags war dasStraßenbild wieder ein völliggewöhn-
liches."30

Anders das Bild, das sich dem aufmerksamen Beobachter in
Flensburg bot. Hier waren, wie der Korrespondent des Ham-
burger Echo berichtete, noch niemals zuvor so viele Menschen
zusammengekommen wie am Mittag des 12. Januar 1908. Die
Demonstration war eine „ganz gewaltige. Es waren mindestens
4.000Personen, die gegendie Antwort der preußischen Junker-
regierungProtesteinlegten."31

Die Versammlung im in der Arbeiterschaft äußerst beliebten
VeranstaltungslokalHoheluft warauf 15Uhr angesetzt worden.
Schon um 14.30 Uhr setzte sich aus der Neustadt,dem traditio-
nellen Wohnquartier der Arbeiterbevölkerung im Norden der
Stadt, her kommend ein kleiner Demonstrationszug in Bewe-
gung, dem sich nach und nach auf dem Wege nach Hoheluft
aus Seitenstraßen und Hauseingängen kommend, wie auf ein
geheimes Kommandowort, hunderte von Menschen anschlös-
sen und schon bald in einer großen Schar in geschlossener
Formation über den Hauptstraßenzug Holm — Große Straße— Südermarkt marschierten. Die Polizei, die zuvor Order er-
halten hatte, Menschenansammlungenan diesem Tag nicht zu
dulden,war anscheinendvollkommen überrascht. Hilflosmuß-
ten die Beamten diesem Treiben der immer bedrohlicher an-
schwellenden Menschenmasse zusehen, und in manchen Ge-
sichtern der Marschierer mag sich Genugtuung und Freude
über diesen gelungenen Streich, über dieDemonstration derei-
genenStärke widergespiegelthaben.

Hunderte Menschen fanden inHoheluft, wo der Reichstags-
kandidat und Flensburger Arbeitersekretär Peter Michelsendie
Rede hielt, keinen Einlaß mehr undstanden so auf der Straße
unddenangrenzendenWiesen.

Drinnen im Saalführte Michelsenu.a. aus
„Die freisinnigen Wahlkomödien sind vorübergegangen.

Fürst Bülow und das Junkertum haben unsere Forderungen,
unser Recht mit einem krassen Nein beantwortet. Wir wollen

2» SHVZNr.5, 7. 1. 1908
J" nach LAS 309, Nr. 12535 und
SHVZNr. 11, 14. 1. 1908
31 Hamburger EchoNr. 12, 15. 1. 1908;
Die übrigen Geschehnisse in Flensburg
werden nach LAS 309, Nr. 12535 ge-
schildert.

Abbildung rechte Seite:
Neben Anzeigen für Bockbier, Re-
ciams-Universalbibliothek, einem Be-
erdigungsinstitut oder „eleganter
Plüschgarnitur", Aufrufe zu Volksver-
sammlungen in Schleswig-Holstein im
Januar 1908.
(Quelle: letzte Seite der SHVZNr. 10
vom12. 01. 1908)
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jetzt zeigen, daß wir im Standesind, die Gesetzgebungzu zwin-
gen, unser gefordertesRecht dennoch zu bewilligen. Die könig-
liche Staatsregierung will die Stimme des Volkes nicht hören,
deshalb müssen wir ihrauch zeigen, daß wiruns demgegenüber,
wie es unser Recht fordert, verhalten werden. 85 % des Volkes
haben kein Recht, sie sind nur dazu berufen, Soldat zu spielen
unddasMaul zuhalten und 15 % reich gewordene Schlachter-
meister und ähnlichePersonen sindausschlaggebend. ... ja Ge-
nossen, wir könnensagen, daß wir es mit elendenRäubern zu
tun haben, und wenn wir einmalaufder richtigen Straße ange-
langt sind, so werden wir sie in eineIrrenanstalt oder sonstwie
hinschicken (Zwischenrufe: Ins Zuchthaus Afrika!). Wir haben
ja auch hier gezeigt, daß wir trotz Polizeiverbot uns zusam-
mengefundenhaben."

Mit derartigen und anderen populären Floskeln versuchte
Michelsen,dieMenschen zu begeisternund für die gemeinsame
Sache zu gewinnen. Eine Gratwanderung, denn zu weit durfte
er es dabei nicht kommen lassen.Und so versuchte er auchge-
gen Ende der Rede, jegliche Eskalationschon im Keime zu er-
sticken.

„Was wollen wir jetzt tun? Soll ich euch auffordern, mit Ge-
walt gegen die Regierung vorzugehen; ich antworte: Nein!Der
Bülow ist von uns abhängig, wirkönnenihn jederzeit entlassen,
wann wir wollen. Wenn einmal die Telefondrähte reißen und die
Telefone nicht mehr funktionieren, dann wird es dem Bülow
schwerfallen, sich Hilfe herbeizuholen. Ein Mittelhaben wir in
der Hand, wenn wir diesenHebelstellen,sofliegt dieganze Ge-
sellschaft in die Luft. Wenn auch tausende Bajonette vorhan-
den sind, es wird jedoch der Gesellschaft in ihrem Innersten
wehtun, wenn siesich daraufsetzen."

Um die Masse schließlich im Zaume zu halten, empfahl er
zum Schluß, ein paar Mark für ein Telegramm an den Fürsten
Bülow zuopfern, indem dann der Protest der Flensburger Ar-
beiter zum Ausdruck kommen sollte, „sowie die Worte hinein-
zutun, daß, wenn er nicht aufunsere Forderungeingehe, er sei-
neStellung verlassenmöge."32

Die Versammlung war alsbald zu Ende. Ruhig undgelassen
strömten die Arbeiter wieder nach draußen, und diszipliniert
und wohlgeordnet setzte sich erneut der Demonstrationszug—
diesmal in umgekehrter Richtung

—
zur Stadt hin in Bewe-

gung.
DiePolizei aber hattenunbesser vorgesorgt.Verstärkung war

eingetroffen. Gemeinsam sorgten 14 Polizeisergeanten und
Wachtmeister dafür, daß der Zug nicht in die Stadt gelangen
konnte. Nach eindringlicher Ermahnung gab die Menge die
Straße freiund marschiertenun, hübsch einer hinter dem ande-
ren, auf den Fußwegen weiter, am Landratsamt in der Waitz-
straße vorbei, wo es nochmals zu einemkurzen Aufenthalt kam
und Rufe gegen die Regierungspolitik laut wurden. Über den
Südermarkt wälzte sich danndie immer noch über tausendköp-
fige MengeruhigdemNorden zu.

Trotz all dieser auch in hektischen Phasen disziplinierten
Haltung der Arbeiter scheinen die Polizeibeamten sehr nervös

32 LAS 309, Nr. 12535; die Rede über-
lieferte ein eifrigmitstenografierender
Polizeibeamter, der die Versammlung
überwachte.

Abbildung rechte Seite:
Schwarz von Menschen: die Schleswi-
ger Straße vordemLokal„HoheLuft"
in Flensburg. Über 4.000 Arbeiter aus
allen Teilen der Stadt waren hier am
12. Januar 1908 ineinem „verbotenen"
Demonstrationszug zusammenge-
strömt, um lauthals das freie Land-
tagswahlrecht einzuklagen. Tausende
fanden keinen Einlaß undblockierten
die Straße, während drinnen im Saal
derFlensburger ArbeitersekretärPeter
Michelsen eineflammendeRede hielt.
(Bildquelle: StadtarchivFlensburg)
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gewesen zu sein. Oftmals sollen einige Beamte rastlos hin und
her geeilt sein, um irgendwelche Übeltäter doch noch zu sistie-
ren, nachdem aus der Menge ein über das andere MalParolen
laut gewordenwaren.33

Auch in anderen Städten Schleswig-Holsteins, wie in Preetz
oder inRendsburg,kam es zu spontanenDemonstrationszügen
quer durch dengesamten Ort. In Rendsburg bewegtesich z. B.
der Zug vom Veranstaltungsort (Apollo-Saal) durch die Hohe
Straße und Jungfernstieg zum Paradeplatz, wo versucht wurde,
dem Landrat eine Protestresolution zu überbringen. 34 Nir-
gendwo jedoch in Preußen eskalierten die Ereignisse so sehr,
wie am spätenNachmittag des 12.Januar 1908 inNeumünster. 35

Dabei begann alles recht harmlos. AmMittag des 12.Januar
hatten sich in den Lokalen Kaiserhof und Elysium ca. 2.000
Menschen versammelt,um auf diese Weise ihren Protest gegen
die Regierungspolitik zum Ausdruck zu bringen. Wie der Poli-
zeibericht hervorhebt, wurden dann scheinbar nach vorherge-
hender Verabredung beide Versammlungen gleichzeitig been-
det, und unter weiteren Losungen,darunter der, zur Wohnung
des Oberbürgermeisters zu ziehen, in geschlossenem Zug quer
durch die Stadt aufgebrochen. Einesolche Provokation jedoch
wollte die Polizei nicht kampflos hinnehmen. Sie erschien
postwendend miteinem großen Aufgebot eilendsherbeizitierter
Schutzleute auf dem Platz, um die Menge zu zerstreuen, die auf
ca. 1.500 bis 2.000Männer,FrauenundKinder angeschwollen war.

Die Aufforderung zum Auseinandergehen wurde zunächst
willig befolgt, so daß vom Einsatz der Waffen noch abgesehen
wurde. Inzwischen hatte sich auf dem Großflecken die Menge
erneut versammelt, einige andere sollen durch Nebenstraßen in
den Garten des Oberbürgermeisters vorgedrungen sein. Nun
vollends verunsichert und provoziert durch die Kampflieder
schmetternde und laute Parolen schreiende Menge, gab der
diensthabende Polizeioffizier den Befehl: „Säbel heraus! Ein-
hauen!"

„Die Waffe ist mit Nachdruck scharf gebraucht worden,
Kopfhiebe sind jedoch vermieden worden,"bemerkte lakonisch
der Polizeibericht.„DieMenge wurde mit der Waffe auseinan-
dergetrieben. Kurz daraufkam es an derselben Stelle wieder zu
Menschenansammlungen und da auch jetzt wieder der dreima-
ligen Aufforderung des Polizeikommisars zum Auseinanderge-
hen keine Folge geleistet wurde, mußte die Menge wiederum
mit derblanken Waffe auseinandergetrieben werden."

Damit waren Ruhe und Ordnung erst einmal wieder herge-
stellt.Ein kurzes parlamentarisches Nachspiel im Stadtverord-
netenkollegium der Stadt brachte keine Erkenntnisse zutage
über ein etwaiges Fehlverhalten der Polizeiführung, trotz wü-
tender Proteste der Sozialdemokratie und auch manch kriti-
scher Worte liberaler Stadtvertreter.

Die führenden Kreise der Stadt hatten ihre eigenen Schlüsse
aus denEreignissengezogen,und man sprach den sozialdemo-
kratischen Führern eindeutig die Verantwortung zu. Demnach
war die Polizei von den Tumulten zunächst vollkommen über-
rascht worden — auch wenn sie nicht unvorbereitet gewesen

"HamburgerEcho, Nr. 12, 15. 1. 1908
14 ebd.
35 die Ereignisse in Neumünster wer-
den geschildert nachdenPolizeiberichten
inLAS 309,Nr. 12535undSHVZ Nr. 11,
14. 1. 1908, Nr. 28, 2.2. 1908
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war. Ungeheures Pechhattendabeidie Beamten gehabt, diedie
Saalveranstaltungen überwachen sollten. Beide waren nämlich
vonden herausströmendenMenschenmassen so eingekeilt wor-
den, daß sie nicht mehr inder Lage waren, einen Bericht über
die Ereignisse weiterzuleiten. Viel zu spät hatte die draußen
postierte Polizei also Meldung darüber erhalten, was sich da
zusammenbraute. Und viel zuspät konnten Gegenmaßnahmen
getroffen werden.

Der Polizeibericht fügte dabei an, daß die Losung zur Bil-
dung der Demonstrationszüge von den Parteiführern gekom-
men sei. Im weiteren Verlauf des Geschehens wären die Men-
schen denFührern „aus derHand gekommen und diesem Um-
stand ist es auch zuzuschreiben, daß die Lärmszenen vor dem
Rathaus beim Zusammenstoß der Massen ihren Anfang nah-
men. Anscheinend hatten dieFührer auch nicht damit gerech-
net, daß diegesamtePolizeimannschaftaufgetreten war."

Die Sozialdemokratie wollte diese Anschuldigungen nicht
auf sich sitzen lassen,und am 17. Januar kam es zu einem wei-
teren Nachspiel in einer vonder Partei einberufenen Versamm-
lung im Konventgarten. Hier wurde lauthals Klage geübt über
das Verhalten der Polizei, die wie in einem Rausch Dutzende
von Unschuldigen und Unbeteiligten, darunter viele Frauen
und Kinder, durch scharfe Säbelhiebe verletzt hatte. Am Ende
wurde eine Resolution verabschiedet, in der das Verhalten der
Polizei scharf verurteilt wurde und eine strenge Untersuchung
mit entsprechender Bestrafung gefordert wurde. „Als Steuer-
zahler und Ernährer dieser Beamten erwarten die Anwesenden
eine menschliche Behandlung und protestieren mit aller Ent-
schiedenheit gegen die rohen und unmenschlichen Gewalttaten,
dieeinem Teilder Bevölkerungvonihnenzuteilgewordenist."36

Im Verlaufe der nächsten Wochen hatten sich die Gemüter
indes wieder beruhigt. Die Verhältnisse hatten sich auch durch
diemachtvollen Demonstrationen nicht verändern lassen. Aber
die Partei hatte Flagge gezeigt, hatte nach außen hin deutlich
gemacht, daß sie bereit war, den Kampf aufzunehmen.Reichs-
kanzlerBülow warntedavor, diesen Weg weiterzugehen:

„Es ist nicht deutsche Art, diePolitik aufdie Straße zu tra-
gen. ... Wir werden nicht dulden, daß Agitatoren einen An-
spruch aufdieHerrschaft über die Straße erheben. ... Ich warne
sie, dieseBahn weiter zu verfolgen."3l

Auch liberale Kreise machten deutlich, daß sie diesen Weg
nicht unterstützen würden, wie z.B. die Flensburger Nachrich-
tenineinem Kommentar schonam lO.Januar 1908:

„Nun wie auch die unausbleibliche Reform des Wahlrechts
aussehen mag, jedenfalls wird sie nicht zu dem Zwecke unter-
nommen, es der Sozialdemokratie zu erleichtern, auf den
Trümmern des preußischen Staates die rote Fahne aufzupflan-
zen. Durch den Gedanken an diese Möglichkeit wird die Re-
form nicht gefördert, sondern behindert. Das ist eine gerechte
Strafe dafür, daß der sozialdemokratische Volksteil sich dem
nationalenStaateentfremdetunddessen Zweck verneinthat."3*

Trotzdem also der tatsächlich zählbare Erfolg ausblieb, hatte
die Sozialdemokratiezum erstenMaldieExistenzdes Dreiklassen-

36 SHVZNr. 14,19. 1. 1908
37 zit.nach: Als dieDeutschen demon-
strieren lernten, a.a.0.,S. 9
38 Flensburger Nachrichten Nr. 8.
10. 1.1908
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Wahlrechts in Fragegestellt und zudem ein hervorragendes Agi-
tationsmittel für die anstehende Landtagswahl im Herbst des
gleichenJahres gefunden.

Der Wahlaufruf des Zentralwahlkomitees sagt es deutlich
„DiePartei hat in erster Linie durch möglichststarke Wahl-

beteiligung Protest zu erheben gegen ein Wahlsystem, das eine
Schandefür einen Staat ist, der ein Kulturstaat sein will. Jede
Stimme mehr, die für uns abgegeben wird, steigert die Wucht
desProtestes."39

Tatsächlich wurden für ganz Preußen erstmals sieben sozial-
demokratische Abgeordnete gewählt. Auch in Schleswig-Hol-
stein gelang es, die Zahl der Wahlmänner von bisher 603 auf
883 zu steigern. Zum Vergleich wurden im Kreis Flensburg
nunmehr 2481Urwählerstimmen abgegeben(gegenüber 1903 =
1.515), im Kreis Steinburg 2.738 (1.381), Kreis Pinneberg 3.658
(2.278)undStadtkreisKielca. 12.000 (6.031).IndreiKreisenge-
lang es sogar, in die Stichwahl zugelangen,und zwar inAltona
und Kiel, wo man jeweils dem freisinnigen und in Wandsbek-
Storman, woman dem freikonservativen Gegenkandidaten un-
terlegen war.40

39 zit. nach Norddeutscher Volkska-
lender für 1909
40 Zahlenangaben aus Norddeutscher
Volkskalender, a.a. O.

5. Der Höhepunkt
der Massenbewe-
gung. Die Wahl-
rechtsdemonstratio-
nen im Frühjahr 1910

Die Proteste gegendas Dreiklassenwahlrecht ebbten indes nicht
ab, und auch im Winter 1909 gab es inSchleswig-Holstein wie
im übrigen Preußen wieder Massenveranstaltungen,die jedoch
nicht dieKraft der Versammlungendes Vorjahres aufwiesen. Es
gab Demonstrationen in Flensburg (ca. 5.000 Teilnehmer), in
Altona, Neumünster (2.500) und auch wieder in Kiel (ca.
8.000),nachdem es hier imJahr zuvoram18.März, als an weite-
ren 40 Orten Schleswig-Holsteins noch einmal kräftig demon-
striert wurde, infolge innerparteilicher Querelen des lokalen
Parteivorstandes mit dem Berliner Zentralvorstand zu keinen
Aktivitäten gekommen war.41 Den eigentlichen Höhepunkter-
lebte die Kampagne der Sozialdemokratie gegen das Dreiklas-
senwahlrecht imFrühjahr 1910.

Nachdem im Januar 1910 wieder einmal ein Änderungsan-
trag der kleinen sozialdemokratischen Fraktion im Landtag
brüsk abgelehnt wurde — der Vorwärts sprach von einer„bru-
talen Kriegserklärung" — stiegen die Aktivitäten wieder
sprunghaft an, und in den nun folgenden Wahlrechtsdemon-
strationen wurde ein Aktionismus sichtbar, wie er zuvor in der
Geschichte der Sozialdemokratie noch niemals stattgefunden
hatte.

Inder Regel fandendieVeranstaltungen alsMassenversamm-
lungen im Saale statt. Erst zum April 1910 wagteman sich wie-
der auf die Straße. DieParteiführung und die lokalen Parteior-
ganisationenaber hattendabei das Heft stets fest inder Hand,
kaum jemand tanzteaus der Reihe.

In Berlin und all den anderen großen Städten Preußens
strömten Hunderttausende zusammen, trotz anfänglicher und
auch restriktiv angewandter Verbote der Polizeibehörden. In
diesem Zusammenhang sei an die legendäre Anordnung des
Berliner Polizeipräsidenten Traugott von Jagow erinnert, der
am 13. Februar 1910 verlautenließ:41 vgl.LAS301, Nr. 2251
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„Bekanntmachung
Es wird dasRechtaufdie Straße verkündet.

DieStraße dient lediglich dem Verkehr.
Bei Widerstandgegendie Staatsgewalt erfolgt

Waffengebrauch.
Ich warneNeugierige."42

Die Polizei war angewiesen worden, alle zuvor angemeldeten
Versammlungengenauestens zu überwachen und inZweifelsfäl-
len eine Genehmigung hierfür zu versagen. Das Recht auf die
Straße aber ließen sich die Demonstranten nicht mehr nehmen.
Zuviel Wut und Empörung hatten sich in der Zwischenzeit
aufgestaut und suchten ein Ventil in machtvollen Straßende-
monstrationen. Zudem hatten nun auch viele liberal empfin-
dende Politiker offiziell die Regierungspolitik verurteilt und
begannen, durchausmit denZielender Sozialdemokratie auch
mit dem Mittel der politischen Demonstration zu sympa-
thisieren.43

Trotzdem war die sozialdemokratische Parteiführung nach
wie vor uneinig darüber, wie der Kampf zu führen sei. Partei-
und Gewerkschaftsgremientrafen sich im Vorfeld der Ereignis-
se viele Maleund versuchten, das Heft in die Handzubekom-
men. Vor allem sollte verhindert werden, daß die Massenstreik-
frage erneut auf die Tagesordnung gesetzt würde. Ein Ba-
lanceakt, denn zugleich wurdemit Parolen wie„Niedermit den
Junkern!" oder „Hoch das Freie Wahlrecht!" überall zu Mas-
sendemonstrationenaufgerufen.

Die Parteipresse aber war angewiesen worden, die Gemüter
zuberuhigen, was einer Dämpfung des Wahlrechtskampfes ins-
gesamt gleichkam, bevor er eigentlich so richtig begonnenhat-
te. Eine klare Strategie der Parteiführung zur Erreichung des
Zieles waralso nirgendsauszumachen.44

Die Menschen marschierten trotzdem. Oftmals wurde das
Polizeiverbot geschickt umgangen, wie beim Wahlrechtsspa-
ziergangin Berlin am 13. Februar, wo es der lokalen Parteilei-
tung gelang, über hundertausendMenschen kurzfristig vonden
vorher angekündigten Versammlungsorten, die allesamt poli-
zeilich überwacht waren, umzudirigieren, um sich friedlich im
Tiergartenzu versammeln.45

Es zeigte sich sehr deutlich, daß die Polizei angesichts der
protestierenden Arbeitermassen auf den Straßen ohnmächtig
zusehenmußte. Das Recht auf die Straße war erkämpft worden,
und zwar in zutiefst friedlichen und alle Gesetze beachtenden
Demonstrationen,trotz mancher Provokationenund Brutalitä-
ten einzelner Polizeikräfte in Halle,Königsberg,Frankfurt und
besonders inNeumünster.

Überall in Schleswig-Holstein, in den Städten und Flecken
des Landes, wurde in denMonaten Januar bis April unzählige
Male in eindrucksvollen Versammlungen protestiert und de-
monstriert.Mehrere zehntausendMenschen waren daran betei-
ligt, in Altona, Ottensen, Elmshorn, Stellingen, Wandsbek,
Kiel, Itzehoe,Heide, Rendsburg,Schleswig,Flensburg,Husum,
Preetzoder Neumünster. 46

42 zit. in: Als die Deutschen demon-
strieren lernten,a.a. O."ebd., S. 81 f.
44 vgl. Dieter Groh, Negative Integra-
tion...,a.a.0.,5.140
45 vgl. Als die Deutschen demonstrie-
renlernten, a.a. 0.,S. 42f.
46 vgl. dazudie Berichte in der SHVZ
Nr.l4,18. 1. 1910; Nr. 38, 15. 2.1910und
Nr. 95, 26. 4. 1910
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Wie aus dem Jahresbericht des Zentralvereins für den
6. Schleswig-Holsteinischen Reichstagswahlkreis hervorgeht,
„putschte" die Wahlrechtsvorlage im preußischen Abgeordne-
tenhaus im Januar 1910 die Arbeiterschaft in Altona-Ottensen
inbisher noch nie dagewesener Weise auf. Am16. Januar wur-
den inzwei Versammlungen über 4.000 Personengezählt. Wei-
tere Versammlungen folgten, wie am 13. Februar in Ottensen.
„Schon lange vor Beginn derselben strömten die Arbeitermas-
sen geschlossen aus den Bezirkslokalen (in denen man sich
vorher getroffen hatte) in die Versammlungen. Begeisterte
Kampfesstimmung durchflutete beide Versammlungen und äu-
ßerte sich nach Schluß in einer spontanen Straßenkundge-
bung."Ebenso wurdenzahlreiche Frauenversammlungen orga-
nisiert,um zu demonstrieren, daß die Frauen„nichtabseitsste-
hen wollten gegen dieDreiklassenschmach." Am 6. März, dem
„Ehrentagfür dieArbeiterschaft Altona-Ottensen",kam es zur
großen Zentralkundgebung, an der über 20.000 Menschen zu-
sammenkamen, um auf freiem Feld ihren Protest kundzutun.
„Führwahr ein erhebender Gedanke, aber auch ein Menetekel
für dieherrschendenKlassen."*1

InElmshorn waren über 5.000 Menschen unter freiem Him-
mel zusammengeströmt. Auch in Glückstadt, Uetersen und in
Barmstedt kamen die Massen in bisher noch nie gekanntem
Ausmaß zusammen. Das ganzeLand war inBewegung.

InKiel fandenam 16. Januar die ersten Versammlungen statt.
Die Arbeiter trafen sich in den bekannten Versammlungshäu-
sern. Zu spontanen Straßenkundgebungen kam es anfangs
noch nicht.Die Menge verhielt sich diszipliniert und folgte willig
den Anweisungen derlokalenParteiführer. 48

Am13. Februar waren wiederumacht Versammlungeneinbe-
rufen worden, die noch größeren Besuch aufwiesen. Aus drei
Versammlungenheraus organsierte sichplötzlichein gewaltiger
Demonstrationszug, den die Polizei noch einmal wieder fried-
lich zerstreuen konnte. Ein Teil der Menge (ca. 800 Personen)
versuchtedabei zumHaus des Oberbürgermeisters zugelangen.

Um es zu keinen weiteren Eskalationen kommen zu lassen,
beschloß die Kieler Parteiführung nun, jeweils entsprechende
Anträge an den Magistrat zwecks Genehmigung öffentlicher
Versammlungen zu richten. Für den 6. März, wo laut Antrag
auf dem Wilhelmplatz und auf dem städtischen Spiel- und
Sportplatz demonstriert werden sollte, wurden die Anträge
schlichtweg abgelehnt, so daß man sich mit zwei Saalveranstal-
tungeninder „Waldwiese" und im „Meilenstein"(zweibekann-
ten Lokalen) begnügen mußte. Der Versuch, die Versammlun-
gendoch nochspontandraußen zu veranstalten,wurde von der
anwesenden Polizei schon im Keime erstickt. Trotzdem zogen
nach Schluß der Veranstaltung ca.4.500Menschen ungeordnet
durch die Stadt. Sie wurden aber abgedrängt und schließlich
zerstreut.

Weitere Anträge für öffentliche Veranstaltungen wurden in
der Folge immer wieder abgelehnt. Trotzdem aber ließen sich
Arbeiter ihr Recht auf die Straße nicht nehmen. Nur wenige
Tage später kames zublutigen Zusammenstößen nach einer Kund-

" LAS309,Nr. 12537" nach Polizeibericht in LAS309, Nr.
12537 und SHVZ Nr. 64, 17. 3. 1910
und Nr. 95, 26. 4. 1910 und Wilhelm
Brecour, Die sozialdemokratische Par-
tei inKiel,Nachdruck Kiel 1983, S. 81-83

Abbildung linkeSeite:
Titelblatt der zentralen Wahlrechts-
broschüre derSPD, April 1910
(Quelle: Als die Deutschen demon-
strieren lernten,a.a. O. S. 110)

177



178



gebunginder „Waldwiese". Zunächst blieb alles ruhig, doch vor
allen Dingen die Polizei war überrascht vonder über zehntau-
send Köpfezählenden Menschenmenge, die hier zusammenge-
strömt war. Spontan formierte sich wiederum ein Demonstra-
tionszug, der zum Wilhelmplatz marschierte. Dort wurde im-
mer wieder von Rednern versucht, Ansprachen zu halten. Die
Menge reagierte begeistert und forderte immer lauter das all-
gemeineund freie Wahlrecht auch für Preußen.

50 Schutzleute versuchten gegen Abend, den Platz zu räu-
men. Doch die Masse war aufmüpfiger als erwartet. Immer
wieder versammelten man sich erneut und ging schließlich un-
ter Flaschen- undSteinwürfen gegendieBeamten vor. Auchein
Schuß sollgefallen sein, jedenfalls war dies der Grund für die
Polizei — wie der Bericht vermerkt — ,nun noch schärfer vor-
zugehen.Es kam zu tumultartigen Szenen. Zahlreiche Arbeiter
wurden festgenommen, darunter viele Werftarbeiter, die nach-
mittags ihre Arbeitsstellen verlassen hattenundeinen halbtägi-
gen Streik organisierten. Diese Provokation ließen die Arbeit-
geber nicht unbeantwortet und verhängtendie Aussperrung der
betreffenden Arbeiter.

Die Situation drohte nun vollkommen aus demRuder zu ge-
raten. Denbetroffenen Werftarbeitern wurdesofort solidarische
Hilfe angeboten.Es wurde ein Solidaritätsfond gegründet, und
die Ausgesperrtenversuchten,dieKollegen der anderen Werft-
betriebe auf ihre Seite hinüberzuziehen. ZahlreicheDemonstra-
tionen wurden organisiert, die Menge zogdurch die Arbeiter-
viertel im Osten der Stadt hin zu den einzelnen Betrieben und
forderte die dort Arbeitenden auf, sich anzuschließen. Insge-
samt waren 3.500 Arbeiter betroffen. Die Aussperrung wurde
schließlich aufgehoben, und die Gemüter beruhigten sich wie-
der.

Nachdem es inder Zwischenzeit im gesamtenReichsgebiet zu
weiteren Versammlungen unter freiem Himmel gekommen war,
sah sichnun auch dieKieler Polizeibehördegenötigt,einem er-
neuten Antrag für den 8. und lO.April auf dem Sportplatz
erstmals stattzugeben. Zwar wurde diesesnochmals vom Magi-
strat verworfen, der Erfolg der Arbeiter jedoch war nicht mehr
zu verhindern. So fand zum ersten Mal am 24. April eine ge-
nehmigte öffentlicheProtestkundgebung (gegen eine Sicher-
heitsleistung von 300.- Mark) auf dem Spiel- und Sportplatz
statt. Trotz des schlechten Wetters waren ca. 12.000 Menschen
zusammengekommen, um denRednern Eduard Adler unddem
Landtagsabgeordneten Borgmann (Berlin) zuzuhören. Die
Menge war zuvor immer wieder aufgefordert worden, ruhig zu
bleiben, um der anwesenden Polizei keinen Grund zum Ein-
schreitenzu geben. Zudem war auch nochan einigen Stellender
StadtMilitär postiert worden,um imNotfall präsentzusein.

Die Menge blieb ruhig und verließ den Platz in großer
„Würde"49, nicht ohne daß vorher noch zahlreiche Fotos ge-
macht wurden, umdie Stärke des protestierendenKieler Prole-
tariats imBilde festzuhalten.

Nicht vielanders dieSituationinFlensburg, wo es am 13. Fe-
bruar und am 10. April zu zwei Versammlungen gekommen « SHVZNr.95, 26. 4. 1910

Abbildung linkeSeite:
Flugblatt, gerichtet an die Frauen Ot-
tensens zurProtestveranstaltungin Ot-
tensen am 3. März 1910. An den für
diesen Tag anberaumten Veranstaltun-
gen wurden in Altona/Oltensen ca.
10.000 Teilnehmer geschätzt.
(Quelle:LAS3O9, Nr. 12537)
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war. Dabei war die lokaleParteiführung von vornhereindarum
bemüht, jeglicheEskalationschon imKeime zuersticken.Ja sie
versuchte sogar, inder Stadt offizielle Unterstützung durchent-
sprechende Eingaben an die städtische Kollegienversammlung
zu erhalten. Derartige Resolutionen zur Unterstützung der
Wahlrechtsreformen sollen auch in anderen Städten der Pro-
vinz eingebracht, von den herrschenden bürgerlichen Kreisen
der kommunalen Gemeinde-und Stadtvertretungen aber brüsk
zurückgewiesen wordensein.50

Am 13. Februar trafen sich wieder über 4.000 Menschen in
Hoheluft. Auch der Landtagsabgeordnete Duus und Oberbür-
germeister Todsen waren eingeladen worden, zogen es aber vor,
nicht zuerscheinen. Das Referat hielt Peter Michelsen. Im Ver-
laufder Versammlung wurde beschlossen, Duus einfachvon zu
Hause abzuholen. Man zogalso gemeinsam los, denn die Teil-
nehmer wollten es sichnicht nehmen lassen, die Delegationzu
begleiten. Die Menge wurde von der Polizei begleitet, die aber
nicht eingriff. Nachdem Duus in seinem Haus am Burgplatz
nicht angetroffen wurde, kehrte man wieder durch die halbe
Stadt zurück, umdie Veranstaltung fortzusetzen.51

Bei der Versammlung am lO.April hingegenblieb alles ruhig.
2.000 Menschen waren erstmals auf freiem Feld zusammenge-
kommen und lauschten den Worten des Referenten Hentschel
ausKiel und verabschiedeten am Schluß eine Resolution:

„Resolution
Die am 10.April in Flensburg auf der Koppel bei Hoheluft

stattfindende Volksversammlung erklärt, daß sowohldie Wahl-
rechtsvorlage derpreußischen Regierung wie dasMachwerk der
konservativ-klerikalen Landtagsmehrheit in striktesten Gegen-
satz zu dem Willen der weitaus größten Mehrheit despreußi-
schen Volkessteht.

Das preußische Dreiklassenparlament hat auch bei dieserGe-
legenheit seinen volksfeindlichen Charakter offen gezeigt und
muß es nunmehr auch den Gleichgültigen klar sein, daß das
volksentrechtende Dreiklassenwahlrecht beseitigt werden muß,
um eine wirkliche Volksvertretung in Preußen zu bekommen.
Die Versammelten geloben deshalb, daß sie unermüdlich und
unerschrocken den Wahlkampf weiter führen werden in dem
Bewußtsein, daß die Macht der von Junkern undPfaffen ge-
stützten Reaktion in Preußen nur gebrochen werden kann
durch Eroberung des allgemeinen gleichen, direkten und ge-
heimen Wahlrechtsfür allemündigen Staatsbürger." 51

In Neumünster ging es nicht so friedlich zu. Die Ereignisse
am 13. und 15. Februar eskalierten in zwei schweren Straßen-
krawallen, bei denen zahlreiche Demonstranten durch das un-
sachgemäße und vollkommen überzogene Verhalten der Polizei
zum Teil schwer verletzt wurden.53 Verbittertüber das Vorgehen
der Ordnungskräfte berichtete die Volkszeitung am 14. und 15.
Februar unter der Überschrift „Der Polizeisäbel in Neumün-
ster":

„So arg wie inNeumünster wurde in keinerStadt derMonar-
chie von der Polizei vorgegangen. ... Oder glaubte die Polizei

!" vgl. Flensburger Nachrichten Nr. 56,
8.3. 1910"

SHVZ Nr. 38, 15. 2. 1910 und Flens-
burger Annoncenblatt Nr. 38, 15. 2. 1910
52 nach Polizeimitschrift in LAS 309,
Nr. 12537

Abbildung linke Seite:
Flugblatt um 1910
(Quelle:LAS3O9, Nr. 12537)

181



sich berufen, durch ganz besonders drakonische Mittel zu de-
monstrieren, wie notwendig es ist, die Wahlrechtsverschlechte-
rungzu erzwingen und der konservativen Parteiherrschaft bei-
zuspringen? Wir nehmen an, daß sich diePolizei da in einem
Irrtum befindet. DieStadtkollegien dürfen in erster Linie beru-
fen sein, dahin zu wirken, daß Neumünster von weiteren sol-
cherhistorischer Berühmtheiten bewahrt wird."

Was war geschehen? An drei Versammlungsorten waren am
Sonntagnachmittag des 13. Februar viele tausend Menschenin
der Tonhalle, im Kaiserhofund im Elysium zusammengekom-
men. Die Versammlungen wurdenpünktlich um4Uhr beendet.
Die Menschen strömten aus den Sälen, wurden draußen von
weiterenSympathisanten,die keinenEinlaß mehr gefundenhatten,
erwartet. Baldschon formiertensich erste Demonstrationszüge.

Die Polizei hatte strikte Order erhalten, keine Menschenan-
sammlungen auf der Straße zu dulden. Kurzerhand wurde das
Gelände rund ums Rathaus abgesperrt, die Menschen zum
Auseinandergehen aufgefordert und in Richtung der südlichen
Stadtteile abgedrängt. Dieses nun wiederum wollten sich dieje-
nigen, die ihre Wohnungen hinter der Polizeikette hatten, nicht
gefallen lassen. Sie verlangten, durchgelassen zu werden, was
aber verweigert wurde.

In der Zwischenzeit hatten sich auch hinter den Beamten
Menschen zusammengefunden. Die Polizei wähnte sich einge-
kesselt, und der befehlshabende Offizier gab den Befehl, die
Waffe zu ziehen. Die Menge, vor allem junge Männer und
Frauen, ergriff sofort die Flucht. Viele jedoch wurden durch
Säbelhiebe der dreinschlagenden Polizisten verletzt, zum Teil in
den Rücken getroffen. Erschwerend wog dabei der Umstand,
daß ein Jahr zuvor, nach einem ähnlichen Tumult in der Stadt,
die Säbel nochmals scharf geschliffen worden waren, und so
einige entsetzliche Blessuren davontrugen. Ein 50-jähriger Ar-
beiter, Vater von vier Kindern, soll einen Hieb in die Lunge er-
halten haben, einem anderen wurde die Hand halb abgeschla-
gen. Auf der Flucht kamen Männer, Frauen und selbst Kinder
zu Fall und wurden getreten. Das Fazit: Mindestens 40 Personen
wurden verletzt.

Zwei Tage später organisierte die Sozialdemokratie zwei wei-
tere Protestversammlungen, in denen scharf über das Vorgehen
der Polizei geklagt und sofortige Untersuchungen verlangt
wurden. Wieder eskalierten die Ereignisse, wieder griff die Poli-
zei hart und unangemessen zu, auch wenn sie sich durch das
Verhalten der vor allen Dingen jugendlichen Demonstranten
provoziert fühlen konnte. Die lokalen sozialdemokratischen
Parteiführer versuchten immer wieder schlichtend einzugreifen,
hatten aber vollkommen die Übersicht und die Kontrolle über
die Menge verloren. Nach den Zeitungsberichten soll sich dabei
Folgendesabgespielt haben:

Nach der Versammlung im Conventgarten hatten vorwiegend
„halbwüchsige Burschen" sich entgegenden Warnungen älterer
und besonnener Versammlungsteilnehmer wieder zu einem
Demonstrationszug zusammengeschlossen, unterstützt durch
„radaulustige Elemente, Frauen und Schulkinder". Der Zug
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marschierte zum Rathaus, wo er schon vonder Polizei erwartet
wurde. Aus der Menge wurden Rufe laut wie „Bluthunde!",
„Mörder!" oder „Banditen!". Die Polizei hatte sich zwar zu-
nächst im Hintergrund gehalten und ließ sich so durch nichts
provozieren. Die Situation war aber so nicht zu entschärfen,
undals aus der Menge gegen 8 Uhr abends ein Schuß gefallen
seinsoll (wie sich später herausstellte, war dies eineErfindung
der Polizei), gingen die Beamten wiederum mit gezücktem Sä-
bel gegendieMenschenansammlungvor.
„Unter ohrenbetäubendem Gejohlestob dieMasse nach dem

südlichen Stadtteile und nach dem Großflecken auseinander.
Im Fliehen gaben einzelne Aufrührer sogar scharfe Revolver-
schüsse (?) aufdie Polizeiab, während andere mit Steinen und
Flaschen nach den sie verfolgenden Polizeibeamten warfen."
Das Spiel setzte sich fort.„Kaum wardieMasse zersprengt und
diePolizei nach demPlatz vor demRathaus zurückgekehrt, als
sich der Janhagel an beiden Seiten wieder ansammelte und
nicht allein die gemeinen Beschimpfungen der Polizeibeamten
wieder aufnahm, sondern auch aufs Neuemit Steinen undFla-
schen dieBeamten bombardierte."

Wieder stürzten dieBeamten heraus, wieder wurde dieMen-
ge zerteilt, wieder wurdenunzählige Menschen verletzt. Die Si-
tuation wurdeindes so unübersichtlich, daß der für denEinsatz
veranwortliche Stadtrat Nissen nach militärischer Verstärkung
senden mußte. Eine Kompanie der 163er erschien alsbald, und
gegenMitternacht warenRuheundOrdnung wieder hergestellt.

Im Gegensatz zu den Ereignissen am 13. Februar hatten die
bürgerlichen Zeitungen ganz eindeutig Position für die Polizei
bezogen.Der Berichterstatternotierte:

„Man muß im Gegensatz zum letzten Sonntag der Polizei
nachrühmen, daß sie gestern Abend eine außerordentliche Mä-
ßigung bewahrt hat; wenn trotzdem einzelne Aufrührer durch
Säbelhiebe verwundet sind, so verdienen diese Elemente kein
Mitleid, denn nicht wie Menschen, sondernschlimmer als Ban-
diten haben sie sich betragen und dadurch zugleich den Tau-
senden vernünftiger Arbeiter, dienach den Versammlungen ru-
hignachHausegingen, denschlimmsten Streich gespielt."

Da war er wieder, der Pöbel, der Janhagel, der in seinem
Zorn und in seiner Ohnmacht alles Kurz und Klein schlagen
wollte und den Kampf mit den Ordnungsmächten aufnahm.
Der gemeinsamen Sache wurde dadurch natürlich immenser
Schadenzugefügt, dochdas interessierte inder Situationnatür-
lich niemanden. So war es denn für dieherrschenden bürgerli-
chen Mächte im Rathaus leicht, einfach zur Tagesordnung
überzugehen. Da weiter Unruhen befürchtet wurden, verbot
man kurzerhand jede weitere Versammlung oder Kundgebung
inder Stadt. Überall patroullierten Polizisten, und aus Schles-
wig reiste eine Kommission aus dem Regierungspräsidium an,
um weitereUntersuchungenanzustellen.

Auf der Sondersitzung des Magistrats erhielt die Polizei in-
des volle Rückendeckung. Oberbürgermeister Roer sprach dem
verantwortlichen Stadtrat Nissen das Vertrauen aus, andere
Ratsmitglieder beteiligtensich gar nicht an der Ausspracheund

53 Die Ereignisse werden geschildert
nach den Zeitungsberichten im Hol-
steinischen Courier, Nr. 37-42 vom
14.-19. 2. 1910 der SHVZNr. 38-43 vom
15.-20.4.1910 undLAS301, Nr.2327
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